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wies die hiergegen gerichteten Klagen im Jahr 2013 als un­
begründet ab. DerVGH Bayern wies die Berufungen der Klä­
gerinnen als unzulässig zurück, da die Klägerinnen als Per­
sonengesellschaften nicht Träger von gewerblichen Samm­
lungen sein könnten. Begründet wurde die Entscheidung 
damit, dass der Sammler-Begriff i.S.d. § 3 Abs.lO und 18 
KrWG nur auf natürliche und juristische Personen abstelle. 
Auch der VGH Baden-Württembergentschied 2013, dass ein 
Personen gesellschafter weder Sammler noch Adressat einer 
Untersagungsverfügung nach § 18 Abs. 5 KrWG sein kön­
ne." In die gleiche Richtung geht der Beschluss des OVG 
NRW vom 9.12.201314. 

Das BVerwG stellte nun hinsichtlich des Verfahrens in 
Bayern fest, dass sich die Beschränkung des Sammlerbe­
griffs weder aus der Entstehungsgeschichte der Norm noch 
aus dem Sinn und Zweck oder der Gesetzessystematik ab­
leiten lässt. Gewerbliche Sammlungen können demnach 
auch von Personengesellschaften angezeigt und durchge­
führt werden. 

Dr. Holger Thärichen* 

Dies halten wir für richtig, weil die Entscheidung die un­
terschiedlichen Rechtsstrukturen der gewerblichen Samm­
ler berücksichtigt. Wir sehen auch keine Gründe, die dage­
gen sprechen, dass Personengesellschaften, die bereits vor 
Inkrafttreten des KrWG Abfälle gesammelt haben, durch 
die Einführung des KrWG davon ausgeschlossen werden 
sollten. 

Trotz der Entscheidung des BVerwG sehen wir, dass die 
privaten Entsorgerweiterhin nicht nur mit der gerichtlichen 
Verfolgung ihrer Interessen, sondern auch mit der teils 
rechtswidrigen Ausweitung der Tätigkeiten der öffentlich­
rechtlichen Entsorgungsträger zu kämpfen haben. Auch 
nach dreieinhalb jahren KrWG ist ein Ende dieser fatalen 
Entwicklung nicht absehbar. 

13 VGH Baden-Württemberg vom 21.1 0.2013 ~ 10 S 1201/13. 

14 OVGNRWvom9.12.2013~20B319/13. 

Aktuelle Entwicklungen bei gewerblichen 
Sammlungen - Einschätzungen aus Sicht der 
kommunalen Entsorgungswirtschaft** 

I. Einleitung 

Die Neuregelung des Rechts der gewerblichen und gemein­
nützigen Sammlung durch das Kreislaufwirtschaftsgesetz 
von 2012 gehärt bekanntlich zu den umstrittensten Rege­
lungskomplexen und ist nach wie vor Gegenstand kontro­
verser Erörterung auf abfallrechtlichen Fachtagungen. Nach 
über drei Jahren Praxiserfahrungen kann inzwischen durch­
aus so etwas wie ein Zwischenfazit gezogen werden, zumal 
derzeit durch ein Forschungsvorhaben des Umweltbundes­
amtes die Grundlagen für den zweiten Monitoringbericht 
der Bundesregierung zu den Auswirkungen der Neurege­
lungen der §§ "7, 18 KrWG erarbeitet werden.' Die Zwi­
schenergebnisse dieses Forschungsvorhabens wurden in ei­
nem Werkstattgespräch am 18.6.2015 in Berlin mit verschie­
denen Beteiligten ausführlich diskutiert, auf diese Ergebnis­
se wird nachfolgend näher eingegangen. Dieser Beitrag be­
handelt weniger die mannigfaltigen juristischen Streitfra­
gen im Kontext der §§ "7, 18 KrWG, sondern nimmt eher ei­
ne rechtspolitische Bewertung der bisherigen Praxiserfah­
rungen vor. 

11, Begrenzte Wirkung der Neuregelung 

Eine Wichtige . Erkenntnis aus den bisherigen Erfahrungen 
mit den Neuregelungen der gemeinnützigen und gewerbli­
chen Sammlung ist zunächst, dass die konkreten Auswir­
kungen deutlich hinter dem zurückbleiben, was von eini­
gen Akteuren im Zuge des Gesetzgebungsprozesses als dro­
hendes Szenario in Aussicht gestellt wurde. Man erinnere 
sich daran, dass voninteressierter Seite die massenhafte Ver­
drängung kleinerundmittelständischer Entsorger durch be­
hördliche Untersagungsverfügungen bis hin zu Versor-
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gungsengpässen der deutschen Stahlindustrie aufgrund der 
behördlichen Unterbindung gewerblicher Schrottsammler 
prognostiziert wurde.2 

Von diesen Szenarien ist nichts eingetreten .. Vielmehr be­
trägt die Untersagungsquote nach der Auswertung der Mel­
dungen der Bundesländer durch die Auftragnehmer des 
UBA-Forschungsprojekts auf der Basis von über 30.000 an­
gezeigten gewerblichen und gemeinnützigen Sammlungen 
lediglich 4 %. Bezogen auf karitative Sammlungen ist eine 
Quote von 1 %, bezogen auf gewerbliche Sammlungen eine 
Untersagungsquote von 5 % zu verzeichnen. 

Damit liegt die Untersagungsquote nach wie vor in-einem 
niedrigen einstelligen Prozentbereich, ein Wert, der schon 
kurz nach Inkrafttreten des KrWG ermittelt wurde.' Wider­
legt sind damit auch diejenigen Stimmen, die wie der Deut­
sche Industrie- und Handelskammertag (DIHK) interessen­
geleitet eine durchschnittliche Untersagungsquote in Höhe 
von 25 % der angezeigten gewerblichen Sammlungen be­
hauptet haben. 

Dieser geringen Untersagungsquote wird häufig entge­
gengehalten, dass gewerbliche Sammlungen auch mittels 
anderer behördlicher Maßnahmen wie insbesondere Befris­
tungen "vom Markt verdrängt" würden. Auch würden ge­
werbliche Sammler ihre Anzeigen auf "behördlichen Druck" 
von sich aus wieder zurückziehen, was einer Untersagungs­
verfügung in der Wirkung gleichkomme. 

Für solcherlei Praktiken konnten jedoch im Rahmen der 
Untersuchungen im Auftrag des Umweltbundesamtes kei­
ne belastbaren Hinweise gefunden werden. Zu bedenken ist 
außerdem, dass selbst die 4 %ige Untersagungsquote noch 
nichts darüber aussagt, wie viele Untersagungsverfügungen 
tatsächlich bestandskräftig geworden sind; viele Samm­
lungsverbote werden ja durchaus erfolgreich von den 
Sammlern mit Rechtsmitteln angegriffen. Hinzu kommt, 
dass das Mittel der Befristung nach § 18 Abs. 5 s. 1 KrWG 
von den Behörden häufig nicht i.S.e. "aufgeschobenen Un­
tersagung", sondern i.S.e. Prüfungsvorbehalts eingesetzt 
wird. Mit anderen Worten will die Behörde mittels der Be­
fristung lediglich erreichen, dass der Sammler zum Ablauf 
der Frist eine neue Sammlungs anzeige macht, um bei der 
erneuten Prüfung ggf. eine Änderung der abfallwirtschaft­
lichen Rahmenbedingungen berücksichtigen zu können. 
Behördliche Befristungen können also gerade nicht mit 
Sammlungsuntersagungen gleichgesetzt werden. 

Schließlich gibt es auch keinerlei Hinweise darauf, dass 
sich Sammler durch "behördlichen Druck" oder aus Rück­
sicht auf den potenziellen kommunalen Auftraggeber von 
einer Sammlungsanzeige abhalten lassen. Schon die Zahlen 

2 Vgl. EUWID Recycling und Entsorgung 13/2013, S. 3. 

3 Huter, Städtetag aktuell 10/2012, S. 7. 

4 S. EUWID Recycling und Entsorgung 21/2015, S. 25. 

5 S. hierzu VG Oldenburg vom 5.11.2014 - 5 B 2302/14. 

6 S. hierzu VG Saarland vom 3.6.2015 - 5 K 2090/14. 

sprechen eine deutlich andere Sprache. Allein in Nordrhein­
Westfalen sind im Zeitraum zwischen dem 1.6.2012 und dem 
28.2.2015 deutlich mehr als 3.000 gemeinnützige und ge­
werbliche Sammlungen neu angezeigt worden, womit sich 
die Gesamtzahl gewerblicher und gemeinnütziger Samm­
lungen in NRW auf weit über 5.000 belaufen dürfte' Ent­
gegen mancher Behauptungen entfaltet auch das Anzeige­
verfahren nach § 18 KrWG selbst offensichtlich keine pro­
hibitive Wirkung. 

111. Marktanteile bleiben weitgehend konstant 

Mit diesen Zahlen zu den behördlichen Untersagungsverfü­
gungen geht der Befund einher, dass Marktverschiebungen 
infolge der Neuregelung ebenfalls kaum festgestellt werden 
konnten. So liegt nach den Erkenntnissen des UBA-For­
schungsvorhabens der Anteil des kommunalen Altpapiers 
am Altpapiereinsatz in die Papierfabrikation in Deutschland 
relativ konstant bei ca. 50 %, von 2011-2013 war der Anteil 
des kommunalen Altpapiers am Produktionseinsatz sogar 
leicht rückläufig. Dieser konstante bzw: leicht rückläufige 
kommunale Anteil mag auch damit zusammenhängen, dass 
die §§ '7, 18 KrWG nach der Rechtsprechung den zuständi­
gen Behörden im Regelfall nicht das Recht einräumen, be­
reits langjährig tätige gewerbliche Papiersammler zuguns­
ten einer neu aufgebauten kommunalen Sammlung zu un­
terbinden. Dies haben in jüngerer Zeit die entsprechenden 
rechtlichen Auseinandersetzungen in OldenburgS und im 
Saarland6 gezeigt, wie man auch immer die jeweiligen ge­
richtlichen Entscheidungen inhaltlich bewerten mag. Fest­
zuhalten bleibt, dass die Sammlungshoheit beim Altpapier 
nach wie vor in erster Linie dadurch festgelegt wird, wem 
es als erstem gelungen ist, ein Holsystem ("Blaue Tonne") 
aufzubauen. 

Eine nur sehr marginale Rolle spielen die Kommunen bei 
der Schrottsammlung. Hier lag der Anteil des kommunalen 
Altmetalls am Schrotteinsatz in Stahlwerken und Gießerei­
en in Deutschland in den Jahren 2012 und 2013 bei nur 1,7 

% (!) und war im Vergleich zu den Vorjahren sogar leicht 
rückläufig. Hier muss konstatiert werden, dass die Schrott­
sammlung fest in privater Hand ist und das KrWG hieran 
auch nichts geändert hat. Vor diesem Hintergrund mutet es 
nachgerade absurd an, wenn die Verbände der privaten Re­
cycling -und Entsorgungswirtschaft im Jahr 2013 einen Men­
genrückgang bei FE- und NE-Metallen aus privaten Haus­
haltungen von etwa 30 % infolge des Kreislaufwirtschafts­
gesetzes ausmachen wollten. Es ist daher zu begrüßen, dass 
sich die Politik von dem seinerzeitigen Alarmismus der pri­
vaten Entsorgungswirtschaft nicht beirren ließ und mit den 
Monitoringberichten der Bundesregierung zur gewerbli­
chen Sammlung solide Grundlagen für eine sachorientierte 
Diskussion geschaffen haben. Ein Rückgang gewerblicher 
Schrottsammlungen mag mit der wachsenden chinesischen 
Konkurrenz begründet sein, nicht jedoch mit einer "Mono-



44 Diskussion zu den gewerblichen und gemeinnützigen Sammlungen Abfall R 1 2016 

polisierung" der Schrottsammlung bei den öffentlich-recht­
lichen Entsorgungsträgern. 

Der Abfallstrom, bei dem tatsächlich aktuell gewisse 
Marktverschiebungen zwischen gewerblichen Sammlern 
und Kommunen stattfinden können, ist derjenige der Alt­
textilieIL Hier ist jedoch die Besonderheit zu beachten, dass 
die Abfallfraktion der Alttextilien in den letzten Jahren zu­
nehmend in die Hände unseriöser Sammler geraten ist, die 
es zu ihrem Geschäftsmodell gemacht haben, Altkleidercon­
tainer ohne Erlaubnis im Vertrauen auf einen ausbleiben­
den behördlichen Vollzug auf öffentlichen und privaten Flä­
chen auszustellen. Gegen diese Praxis schreiten die Behör­
den - Straßen- wie Abfallbehörden - mit wachsendem En­
gagement und Erfolg ein, sodass es auch nicht verwundert, 
.dass nach dem UBA-Bericht bei Alttextilien ca. die Hälfte 
der Untersagungen auf dem Kriterium der Unzuverlässig­
keit (§ 18 Abs. 5 S. 2, 1. Alt KrWG) beruht.' 

Vor diesem Hintergrund ist der in einigen Kommunen 
zu beobachtende Aufbau kommunaler Altkleidersammlun­
gen auch als das Bemühen zu sehen, den Bürgern rechts­
konforme Alternativen zur Entsorgung ihrer Altkleider an­
zubieten sowie die städtebauliche und ästhetische Qualität 
der Containersammlungen zu erhöhen. Zudem soll durch 
den Aufbau kommunaler Sammlungen häufig auch der Un­
tersagungstatbestand der "überwiegenden öffentlichen In­
teressen" nach § 18 Abs. 5 S. 2, 2. Alt. KrWG gegenüber UIl­

seriösen Sammlungen aktiviert werden, was von der Recht­
sprechung allerdings bislang nur in Ausnahmefällen mitge­
tragen wird. 

Das Beispiel der Alttextilsammlungen macht deutlich, 
dass die Wirkungen der Neuregelung der gewerblichen 
Sammlung nicht global, sondern nur in Hinblick auf kon­
krete Abfallfraktionen sinnvoll bewertet werden können. 
Dabei ist für den behördlichen Umgang mit gewerblichen 
Alttextilsamrnlungen insbesondere von Bedeutung, dass 
mit dem Anzeigeverfahren nach § 18 Abs. 1 KrWG und dem 
Untersagungsgrund der Unzuverlässigkeit nach § 18 Abs. 5 
S. 2, 1. Alt. KrWG nunmehr ein Instrumentarium zur Ver­
fügung steht, um gegen unseriöse Sammler vorgehen zu 
können. Insoweit entfalten die Neuregelungen eher Wirk­
samkeit als ergänzendes gewerberechtliches Überwa­
chungsverfahren und weniger als abfallwirtschaftsrechtli­
ches Instrument zum Schutz hochwertiger kommunaler 
Sammelstrukturen. 

IV. Keine Zweifel an neutraler Entscheidungs­
praxis der Abfallbehörden 

Ein wesentlicher Diskussionspunkt im Zusammenhang mit 
der Neuregelung der §§ '7, 18 KrWG ist die Frage, ob eine 
neutrale Aufgabenwahrnehmung durch die jeweils nach 
Landesrecht zuständige Abfallbehörde gewährleistet ist, 
wenn diese auf der gleichen Ebene wie der öffentlich-recht­
liche Entsorgungsträger angesiedelt ist. Nach inzwischen ge-

festigter Rechtsprechung ist dabei eine neutrale Aufgaben­
wahrnehmung dann gesichert, wenn behördenintern für ei­
ne organisatorische und personelle Trennung bei der Aufga­
benbereiche gesorgt istB 

Interessant ist, dass sich für den häufig vorgetragenen 
Vorwurf, Abfallbehörde und öffentlich-rechtlicber Entsor­
gungsträger würden "unter einer Decke stecken", auch em­
pirisch keine Belege finden lassen. So ist nach dem schon 
erwähnten UBA-Gutachten die Zahl der ablehnenden Stel­
lungnahmen der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger 
deutlich höher als die Zahl der dann tatsächlich ausgespro­
chenen Untersagungsverfügungen. So stehen einer Quote 
von rund 28 % ablehnender Stellungnahmen des öffentlich­
rechtlichen Entsorgungsträgers zu angezeigten gewerbli­
chen Sammlungen nur 5 % Untersagungen gegenüber. Be­
sonders deutlich ist das Auseinanderfallen von örE-Votum 
und Behördenentscheidung bei der PPK-Fraktion, bei der 
die Behörden nur 3 % der gewerblichen Sammlungen un­
tersagt haben, obwohl in 42 % der Fälle der örE eine Unter­
sagung erwirken wollte. Bei den Alttextilien ist hingegen 
die Untersagungsquote mit 6 % überdurchschnittlich, ob­
wohl die Ablehnungsquote auf Seiten der örE mit 25 % ver­
hältnismäßig gering ausfällt. 

Nach Überzeugung des Autors muss nach den bisherigen 
Vollzugserfahrungen auch davon abgeraten werden, die Zu­
ständigkeit für das Anzeigeverfahren nach § 18 KrWG bei 
einer Landesbehärde anzusiedeln. Angesichts einer vierstel­
ligen Zahl von Anzeigen in den einzelnen Bundesländern 
sind Landesbehörden mit der Aufgabe der detaillierten Prü­
fung und Bewertung der einzelnen Sammlungen regelmä­
ßig überfordert. So überrascht es auch nicht, dass in man­
chen Ländern mit einer zentralen Behördenzuständigkeit 
noch so gut wie keine Vollzugsaktivitäten festgestellt wer­
den konnten. Im Ergebnis kommt damit der Ruf nach ei'ner 
Behördenzuständigkeit auf Landesebene dem Versuch 
gleich, eine wirksame behördliche Überwachung der ge­
meinnützigen und gewerblichen Sammlungen von vornher­
ein zu vereiteln. 

Welche Schwierigkeiten mit einer zentralisierten Behör­
denzuständigkeit verbunden sind, ist kürzlich in einer Ent­
scheidung des Verwaltungs gerichts Potsdam deutlich ge­
worden. Hier hatte das Gericht von der beklagten Landes­
behörde gefordert, im Falle einer landesweit geltenden Ver­
fügung gegenüber einem gewerblichen Sammler die Beson­
derheiten in jedem einzelnen öffentlichen Entsorgungsge­
biet - konkret waren es 17 örE-Gebiete - einzelfallbezogen 
zu würdigen, was die Behörde nicht den gerichtlichen An­
sprüchen entsprechend geleistet hatte.' Wenn aber schon 
eine vertiefte behördliche Würdigung jedes einzelnen örE-

7 S. zu den Möglichkeiten der Untersagung gewerblicher Alttextil­
sammlungen ausführlich Dageförde/TMrichen, AbfallR 201 3, 125 ff. 

8 S. Gruber, AbfallR 2015, 174 (178). 

9 VG Potsdam, Beschluss vom 22.1 0.2015 - VG 1 L323/14. 
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Gebietes erforderlich ist, sollte auch diejenige Verwaltungs­
ebene für das Anzeigeverfahren zuständig sein, die die ent­
sprechenden Kenntnisse über die örtliche Entsorgungssi­
tuation hat. Dies ist im Regelfall die untere Abfallrechtsbe­
hörde. 

V. Problematische Wirkungen der 
"Wesentlichkeitsschwelle" 

Viele Untersagungsverfügungen, die auf das Entgegenste­
hen überwiegender öffentlicher Interessen i.S.v. § '7 Abs. 3 
KrWG gestützt sind, werden von den Verwaltungs gerichten 
aufgehoben, da diese insbesondere in § '7 Abs. 3 S. 3 Nr. , 
KrWG eine "Wesentlichkeitsschwelle" hineinlesen.' 0 Da­
nach müsse z.B. der Mengenentzug, den der örE durch die 
gewerblichen Sammlungen erleidet, mindestens 10 % be­
tragen/ um überhaupt von einer wesentlichen Beeinträchti­
gung der Planungssicherheit und Organisationsverantwor­
tung des örE und damit von einem Entgegenstehen über­
wiegender öffentlicher Interessen ausgehen zu können.11 

Es soll an dieser Stelle nicht erneut juristisch gegen die 
"Wesentlichkeitsschwelle" argumentiert werden,12 Wichtig 
ist jedoch der Hinweis, dass die Annahme einer "Wesent~ 
lichkeitsschwelle" im Ergebnis dazu führt, dass die qualita­
tiven Steuerungsimpulse, die in § '7 Abs. 3 KrWG angelegt 
sind, weitgehend verpuffen. So wäre nach hiesiger Auffas­
sung bei der Anwendung von § '7 Abs. 3 S. 3 Nr. , KrWG 
zunächst sorgfältig zu prüfen, ob überhaupt eine haushalts­
nahe oder sonstige hochwertige Wertstoffsammlung des 
örE vorliegt. Von einer solchen Prüfung könnten wichtige 
Impulse für eine ökologische Weiterentwicklung der kom­
munalen Sammelsysteme ausgehen, 

Die Gerichte lassen die Frage des Vorliegens einer hoch­
wertigen kommunalen Erfassung jedoch häufig offen oder 

10 S. zum Ganzen Siedeter/Wenzel/Schütze, AbfallR 2014, 79 ff. 

11 S. aus jüngerer Zeit OVG NRW, Urteil vom 21.9.2015 - 20 A 
2120/14, hierzu Frank, VK$-News 02/2016, 23 f, 

12 Hierzu ausführlich Oageförde/Thärichen, AbfalIR 2013, 125 ff. 

nehmen nur eine kursorische Prüfung vor, da es nach ihrer 
Auffassung jedenfalls an einer "wesentlichen Beeinträchti­
gung" fehle. Damit wird jedoch ein wichtiges Anliegen des 
Gesetzgebers verfehlt, nämlich einerseits den Aufbau hoch­
wertiger kommunaler Sammelsysteme anzureizen, diese 
dann andererseits aber auch unter einen besonderen Schutz 
zu stellen. 

Der weitere "Kollateralschaden" der "Wesentlichkeits­
schwelle" ist das Aushebein des Leistungsvergleichs nach 
§ '7 Abs. 3 S. 4-6 KrWG. Mit diesem Leistungsvergleich 
wollte der Gesetzgeber einen Qualitätsvergleich zwischen 
kommunaler und gewerblicher Sammlung unter Einbezie­
hung ökologischer Aspekte implementieren, der zu einem 
Wettbewerb um das hochwertigste und bürgerfreundlichs­
te Sammelsystem hätte führen können. Allerdings hat sich 
bislang kaum ein Gericht mit diesem Leistungsvergleich be­
schäftigt, da den gewerblichen Sammlungen regelmäßig 
schon vorgelagert eine beeinträchtigende Wirkung auf das 
kommunale System abgesprochen wird. Mit anderen Wor­
ten werden gewerbliche Sammlungen - entgegen der ge­
setzgeberischen Konzeption - nicht erst dann zugelassen, 
wenn sie wesentlich leistungsfähiger sind, sondern bereits 
dann, wenn sie aufgrund ihres geringen Leistungsumfangs 
vermeintlich keine wesentliche Beeinträchtigung des kom­
munalen Erfassungssystems darstellen. 

Durch diese herrschende Rechtsprechungslinie werden 
wichtige Steuerungs impulse des § '7 Abs. 3 KrWG ver­
schenkt. Die behördliche und gerichtliche Prüfung der über­
wiegenden öffentlichen Interessen wird im Ergebnis auf un­
geschriebene Gesichtspunkte wie einen prozentualen Men­
genentzug verlagert, ,während die ausdrücklich im Gesetz 
verankerten Prüfkriterien leerlaufen. Hier bleibt zu hoffen, 
dass im Wege einer Korrektur der herrschenden Rechtspre­
chungslinie durch das Bundesverwaltungsgericht der Fokus 
wieder mehr auf eine qualitative Bewertung der konkurrie­
renden Sammelsysteme gelegt wird, wie es auch dem Ge­

setzeswortlaut entspricht. Die Möglichkeit hierzu wird das 
Bundesverwaltungsgericht wohl noch in diesem Jahr erhal­
ten. 


